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Gesuch um Erlangung des SRO-Anschlusses als 
Beraterin/Berater (Gesuchstellerin) 

für Mitglieder von TREUHAND|SUISSE, EXPERTsuisse, SwissAccounting und SVIT 

Abkürzungen und Rechtsgrundlagen: Anhang 1, «Verwendete Abkürzungen und Rechtsgrundlagen». 

1. Angaben zum Gesuchsteller / Gesuchstellerin  

Firmenname :       

Gesellschaftsform: 

 AG  GmbH  Genossenschaft    

 Einzelfirma  Kommandit-AG  Kommanditgesellschaft  

 Verein  Stiftung   Kollektivgesellschaft 

Adresse:       

PLZ / Ort:       

Telefon:       

E-Mail:       

Homepage:       

UID-Nr.:       

Gründungsdatum:       

GwG-Kontaktperson (Name und 

Wohnsitz in der Schweiz): 
      

Stellvertreter/In der GwG-

Kontaktperson (falls vorhanden): 
      

 

Finanzintermediär  ja 
 nein 

 

 

falls ja, bei einer SRO angeschlossen , 

bei welcher       

 

 

Firmenmitglied TREUHAND|SUISSE  ja Sektion:       

Mitglied EXPERTsuisse  ja  

Mitglied SwissAccounting  ja  

Mitglied SVIT  ja  
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2. Beratungstätigkeit und GwG-Unterstellung 

Bitte Ziff. 2 der Reihe nach ausfüllen. Zutreffendes ankreuzen; bei Tätigkeiten, Ausnahmen und Schwellenwerten 

sind Mehrfachnennungen möglich. Geplante Tätigkeiten ausdrücklich als solche bezeichnen. Rechtsstand: 1. 

Oktober 2026. 

2.1 Erfasste Tätigkeiten 

Wird die Tätigkeit in der Schweiz oder von der Schweiz aus ausgeübt (Art. 2 Abs. 1 GwV)?   

☐ Ja   ☐ Nein 

Mitwirkung bei Rechtsvorgängen (Art. 2 Abs. 3bis GwG; Art. 12d GwV) 

Wirkt die Gesuchstellerin für Dritte bei finanziellen Transaktionen einschliesslich der Mittelbeschaffung 

im Zusammenhang mit folgenden konkreten Rechtsvorgängen mit? Erfasst ist die Beratung, die kausal 

zu einem solchen Rechtsvorgang beiträgt. Ausnahmen sind anschliessend unter Ziff. 2.2 und 2.3 

anzugeben; die Berufsmässigkeit wird unter Ziff. 2.5 abgefragt. 

Nicht als Beratung erfasst sind die blosse Veröffentlichung von Immobilienangeboten, die reine Verbuchung 

bereits getätigter Geschäfte ohne Beratung zur Organisation, Geschäftsführung oder Ausgestaltung der 

Rechtseinheit sowie eine isolierte Due Diligence durch einen externen Dienstleister ohne weitere Einbindung in 

die anschliessende Transaktion. Eine allfällige Unterstellung als Finanzintermediär bleibt vorbehalten. 

☐ Kauf und Verkauf von Grundstücken (Art. 2 Abs. 3bis lit. a GwG). 

☐ Rechtsgeschäfte, die bezüglich der Verfügungsgewalt über ein Grundstück wirtschaftlich wie ein 

Kauf oder Verkauf wirken (Art. 12e Abs. 2 lit. a GwV). Erläuterung zu Immobiliengesellschaften in 

Anhang 1. 

☐ Entgeltliche Belastung eines Grundstücks mit einer Nutzniessung oder einem Baurecht (Art. 12e 

Abs. 2 lit. b GwV). 

☐ Gründung und Errichtung von nicht operativen Rechtseinheiten mit Sitz in der Schweiz (Art. 2 Abs. 

3bis lit. b GwG). 

☐ Gründung und Errichtung von Rechtseinheiten mit Sitz im Ausland (Art. 2 Abs. 3bis lit. b GwG). 

☐ Führung und Verwaltung von nicht operativen Rechtseinheiten (Art. 2 Abs. 3bis lit. c GwG). 

☐ Einlagen und Ausschüttungen von nicht operativen Rechtseinheiten (Art. 2 Abs. 3bis lit. d GwG). 

☐ Kauf und Verkauf von Rechtseinheiten, sofern der Kauf oder Verkauf durch eine nicht operative 

Rechtseinheit erfolgt (Art. 2 Abs. 3bis lit. e GwG). 

☐ Keine der vorstehenden Tätigkeiten. 

Die Definition der nicht operativen Rechtseinheit nach Art. 2a Abs. 6 GwG und die Definition der Sitzgesellschaft 

nach Art. 6 Abs. 2 und 3 GwV finden sich in Anhang 1 1 . Dort finden sich auch ergänzende Hinweise zu 

Holdinggesellschaften. 

Bei Grundstückgeschäften: Haben bei mindestens einem nicht ausgenommenen Geschäft bereits 

beide Parteien ihren Willen zum Abschluss des Kaufvertrags erklärt (Art. 12e Abs. 3 GwV)?   

☐ Ja   ☐ Nein   ☐ Nicht zutreffend 

Falls ja: erstes Datum ____________________. Ab diesem Zeitpunkt greift die Unterstellung, sofern 

auch die Berufsmässigkeit gegeben ist. Die Sorgfaltspflichten sind vor dem Vertragsabschluss zu 

erfüllen. 

 
1 Die Definitionen der nicht operativen Rechtseinheit gemäss Art. 2a Abs. 6 GwG und der Sitzgesellschaft gemäss Art. 6 

Abs. 2 und 3 GwV stehen in Anhang 1. 
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Domizil- oder Sitzbereitstellung (Art. 2 Abs. 3ter GwG) 

☐ Bereitstellung von Adressen als Domizil oder Sitz für Rechtseinheiten für mehr als sechs Monate. 

☐ Bereitstellung von Räumen als Domizil oder Sitz für Rechtseinheiten für mehr als sechs Monate. 

☐ Nicht zutreffend: keine solche Bereitstellung für mehr als sechs Monate oder ausschliesslich blosse 

Raumvermietung mit effektiver Geschäftstätigkeit vor Ort. 

Die blosse Vermietung von Räumen, in denen die Rechtseinheit eine effektive Geschäftstätigkeit ausübt, ist nicht 

als Domizilierung erfasst. Bei «Nicht zutreffend» entfallen die nachfolgenden Angaben zu tatsächlicher Nutzung, 

Arbeitsplatz und Zusatzleistungen; weiter mit Ziff. 2.2.  

Zu Co-Working siehe Anhang 1, «Zu Ziff. 2.1 – Co-Working». 

Tatsächliche Nutzung:  

☐ effektive Geschäftstätigkeit vor Ort   

☐ blosse Domizilierung   

☐ beides, je nach Klient 

Arbeitsplatz:  

☐ fest zugewiesen   

☐ nach Verfügbarkeit zugewiesen   

☐ kein Arbeitsplatz 

Zusatzleistungen:  

☐ c/o-Adresse   

☐ Postempfang/-weiterleitung   

☐ andere: ____________________   

☐ keine 

Die Domizil- oder Sitzbereitstellung ist gesondert zu beurteilen; sie setzt keine Mitwirkung bei einem der oben 

genannten Rechtsvorgänge voraus. Zur Berufsmässigkeit siehe Ziff. 2.5. 
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2.2 Ausnahmen für einzelne Geschäfte oder Tätigkeiten2 

Welche Ausnahmen nach Art. 2 Abs. 4ter GwG werden beansprucht? Jede Ausnahme gilt nur für die von ihr 

erfassten Geschäfte oder Tätigkeiten. Die blosse Auswahl einer Ausnahme befreit nicht die gesamte Tätigkeit. 

Eine allfällige Unterstellung als Finanzintermediär bleibt gesondert zu prüfen. 

☐ Transaktionen im Zusammenhang mit Grundstücken und Rechtseinheiten infolge Familien-, Ehe- und 

Ehegüterrecht, Erbrecht oder Schenkung oder bei denen sich untereinander verbundene Personen 

gemäss Art. 2 Abs. 2 lit. a FINIG gegenüberstehen (lit. a). 

Ein beratend begleiteter Verkauf aus einem Nachlass an einen Dritten ist nicht allein wegen des erbrechtlichen 

Zusammenhangs ausgenommen. Andere Ausnahmen bleiben zu prüfen. Willensvollstrecker sind ausgenommen, 

soweit sie in Erfüllung ihres Auftrags und unter staatlicher Aufsicht handeln. 

Ausnahme für Übertragungen von Grundstücken und Rechtseinheiten gemäss lit. b; beide 

nachstehenden Voraussetzungen müssen kumulativ erfüllt sein: 

☐ Der Wert liegt unter CHF 5 Mio. (bei genau CHF 5 Mio. ist diese Voraussetzung nicht erfüllt). 

☐ Der Kaufpreis wird ausschliesslich über Banken oder andere Finanzintermediäre geleistet und 

empfangen, die dem schweizerischen GwG unterstellt sind. Ausländische Institute ohne 

Unterstellung unter das schweizerische GwG genügen nicht. 

Bei Immobilienprojekten ist grundsätzlich der einzelne Verkauf massgebend. Zusammenhängende Verkäufe 

mehrerer Einheiten, insbesondere an denselben Käufer, sind gemeinsam zu beurteilen; eine Aufteilung zur 

Umgehung der Wertgrenze ist nicht zulässig. 

☐ Kauf von selbst bewohnten Wohnliegenschaften in der Schweiz oder Kauf von Wohnliegenschaften, 

die in der Schweiz als Ersatzliegenschaft im Sinne von Art. 12 Abs. 3 lit. e StHG dienen (lit. c). 

Beratene Seite: ☐ Käuferseite  ☐ Verkäuferseite  ☐ beide Seiten. 

Die Ausnahme setzt dauernde und ausschliessliche Selbstnutzung voraus; eine bloss nicht vermietete Ferien- 

oder Zweitwohnung genügt nicht. Sie gilt nicht für die Beratung auf Verkäuferseite.  

Zu den beiden Alternativen siehe Anhang 1, «Zu Ziff. 2.2 – Eigenheimerwerb und Ersatzbeschaffung». 

☐ Übertragung von landwirtschaftlichen Gewerben oder Grundstücken gemäss dem Bundesgesetz 

über das bäuerliche Bodenrecht an Personen, die diese selbst bewirtschaften wollen (lit. d). 

☐ Übertragung von Grundstücken zwecks Güterzusammenlegung und ähnlichen Vorgängen (lit. e). 

☐ Organtätigkeiten für operative Rechtseinheiten sowie für gemeinnützige Stiftungen und für operativ 

tätige Vereine mit Sitz in der Schweiz (lit. f). 

☐ Errichtung von Stiftungen von Todes wegen (lit. g). 

☐ Reine Beurkundung ohne akzessorische Beratungstätigkeit (lit. h). 

☐ Keine Ausnahme nach Art. 2 Abs. 4ter GwG. 

Betroffene Tätigkeiten und Begründung der beanspruchten Ausnahme(n): 

____________________________________________________________________ 

____________________________________________________________________ 

 
2 Der Ausnahmekatalog von Art. 2 Abs. 4ter GwG wird als Anhang 1 beigefügt. 



 

5 

 

2.3 Weitere Ausnahmen 

☐ Anwaltliche oder notarielle Tätigkeit im Zusammenhang mit Gerichts-, Straf-, Verwaltungs- oder 

Schiedsverfahren, einschliesslich der in Art. 2 Abs. 4 lit. f GwG genannten verfahrensbezogenen 

Beratungstätigkeiten. 

☐ Revisions- und Prüftätigkeit als von der Eidgenössischen Revisionsaufsichtsbehörde zugelassene 

oder beaufsichtigte natürliche oder juristische Person (Art. 2 Abs. 4bis GwG). 

☐ Dienstleistungen unter Konzerngesellschaften (Art. 2 Abs. 3 lit. a GwV). 

☐ Hilfsperson einer Beraterin oder eines Beraters nach Art. 2 Abs. 3 lit. b GwV; sämtliche fünf 

Voraussetzungen werden erfüllt: sorgfältige Auswahl sowie Weisungs- und Kontrollunterstellung; 

Einbezug in die organisatorischen Massnahmen nach Art. 8d GwG sowie entsprechende Aus- und 

Weiterbildung; ausschliessliches Handeln im Namen und auf Rechnung der Beraterin oder des 

Beraters; Entschädigung durch diese Person statt durch die Endklienten; schriftliche Vereinbarung 

über diese Anforderungen. 

☐ Tätigkeit für Versicherungsunternehmen als Versicherungsvermittlerin, Versicherungsvermittler oder 

Dritte mit schriftlich delegierter Einhaltung der Sorgfaltspflichten (Art. 2 Abs. 3 lit. c GwV). 

☐ Andere Ausnahme nach Art. 2 Abs. 4 GwG; genaue Bestimmung und Begründung: 

__________________________________________________________ 

☐ Keine der vorstehenden Ausnahmen. 

Betroffene Tätigkeiten und Nachweise (z.B. Zulassung, Konzernstruktur oder schriftliche 

Vereinbarung): __________________________________________________ 

Ergebnis der Ausnahmenprüfung (eine Antwort auswählen) 

☐ Es verbleiben Tätigkeiten nach Ziff. 2.1, für die keine Ausnahme gilt. 

☐ Sämtliche Tätigkeiten nach Ziff. 2.1 fallen unter die oben bezeichneten Ausnahmen. 

☐ Die Einordnung ist noch zu klären; offene Frage: __________________________ 
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2.4 Beschreibung und Beginn 

Beschreibung der tatsächlich ausgeübten und geplanten Beratungstätigkeit, Klientengruppen, Länder und 

typischen Geldflüsse; allfällige Verfügungsbefugnisse über fremde Vermögenswerte angeben. Bei 

Immobilienprojekten angeben, ob auf eigene Rechnung, für Dritte oder beides gehandelt wird (Abgrenzung in 

Anhang 1). Diese Angaben bilden die Grundlage für die anschliessende Beurteilung der Berufsmässigkeit nach 

Ziff. 2.5: 

____________________________________________________________________ 

____________________________________________________________________ 

Seit wann wird die Tätigkeit ausgeübt bzw. ab wann ist sie geplant? ____________ 

2.5 Berufsmässigkeit nach Art. 12f GwV3 

Die Beurteilung der Berufsmässigkeit bezieht sich auf die unter Ziff. 2.4 beschriebenen, nach der 

Ausnahmenprüfung gemäss Ziff. 2.2 und 2.3 verbleibenden Tätigkeiten. Bei einer geplanten Tätigkeit sind 

begründete Schätzwerte anzugeben. Massgebend sind die relevanten Beratungstätigkeiten der Gesuchstellerin 

insgesamt, nicht das einzelne Dossier. Beratung und Finanzintermediation sind grundsätzlich gesondert zu 

beurteilen. 

 

Kalenderjahr: ____________  ☐ Ist-Angaben   ☐ Planung 

Stellt die Tätigkeit eine selbstständige, auf dauernden Erwerb gerichtete wirtschaftliche Tätigkeit dar 

(Art. 12f Abs. 1 Satz 1 GwV)?   

☐ Ja   ☐ Nein 

Die Tätigkeit erfolgt als:  ☐ Haupttätigkeit   ☐ Nebentätigkeit. Beide können berufsmässig sein (Art. 12f 

Abs. 2 GwV). 

Welche Schwellenwerte werden überschritten? Bereits eine der folgenden Voraussetzungen 

genügt (Art. 12f Abs. 1 Satz 2 GwV): 

☐ Bruttoerlös aus der Beratung von mehr als CHF 50’000 pro Kalenderjahr (lit. a). Bruttoerlös: CHF 

____________________. 

☐ Beratung von mehr als 20 Klienten pro Kalenderjahr (lit. b). Anzahl Klienten: 

____________________. 

☐ Mitwirkung bei mehr als 20 Rechtsvorgängen pro Kalenderjahr (lit. b). Anzahl Rechtsvorgänge: 

____________________. 

☐ Die Beratung betrifft Vermögenswerte Dritter, die zu einem beliebigen Zeitpunkt CHF 5 Mio. 

überschreiten (lit. c). Höchster Betrag: CHF ____________________. 

☐ Die Beratung betrifft finanzielle Transaktionen mit einem Gesamtvolumen von mehr als CHF 2 Mio. 

pro Kalenderjahr (lit. d). Volumen: CHF ____________________. 

☐ Keiner der vorstehenden Schwellenwerte wird überschritten. 

Für lit. c und d ist massgeblich, was die Gesuchstellerin bei Anwendung der nach den Umständen gebotenen 

Sorgfalt annehmen muss. Das Unterschreiten aller Schwellenwerte schliesst die Berufsmässigkeit nach der 

Grundregel in Art. 12f Abs. 1 Satz 1 GwV nicht aus. 

 
3 Art. 12f GwV ist in Anhang 1 beigefügt.  
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Tätigkeiten für nahestehende Personen (Art. 12f Abs. 3 und 4 GwV) 

Werden solche Tätigkeiten ausgeübt?  ☐ Ja   ☐ Nein.  

Falls ja: Bruttoerlös hieraus pro Kalenderjahr CHF ____________. Verhältnis zu den Personen: 

______________ 

Diese Tätigkeiten werden bei der Beurteilung der Berufsmässigkeit nur berücksichtigt, wenn damit pro 

Kalenderjahr mehr als CHF 50’000 Bruttoerlös erzielt wird. Die abschliessende Umschreibung der nahestehenden 

Personen steht in Anhang 1. 

Erfolgt die Tätigkeit nach diesen Kriterien berufsmässig?   

☐ Ja   ☐ Nein   ☐ Noch abzuklären.  

Begründung, insbesondere bei «Nein»: _________________________ 

____________________________________________________________________ 

2.6 Anlass und Zeitpunkt des Gesuchs (Art. 12g–12i GwV) 

☐ Die berufsmässige Beratungstätigkeit besteht bereits am 1. Oktober 2026. 

☐ Aufnahme bzw. Wechsel zur berufsmässigen Beratungstätigkeit nach dem 1. Oktober 2026 (Art. 12g 

GwV); Datum: ____________________. 

☐ Austritt aus einer bisherigen SRO (Art. 12h GwV); SRO: ____________________; Austrittsdatum: 

____________________. 

☐ Rechtskräftiger Ausschluss aus einer bisherigen SRO (Art. 12h GwV); SRO: 

____________________; Datum der Rechtskraft: ____________________. 

☐ Aufgabe der berufsmässigen Finanzintermediation bei Weiterführung der berufsmässigen Beratung 

(Art. 12i Abs. 2 GwV); Datum: ____________________. 

Bei einem Wechsel nach Art. 12i Abs. 2 GwV: Besteht bereits ein SRO-Anschluss und werden dessen 

Voraussetzungen weiterhin erfüllt?   

☐ Ja   ☐ Nein   ☐ Nicht zutreffend. SRO: ____________________. 

Bei einer bereits unterstellten Person: Zuständige Aufsichtsbehörde oder Organisation und Datum der 

Mitteilung der Beratungstätigkeit: _________________________ 

Die für den jeweiligen Fall geltenden Fristen und Tätigkeitsbeschränkungen nach Art. 12g–12i GwV sowie die 

gesetzliche Übergangsbestimmung sind in Anhang 1 zusammengefasst. 
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3. Geschäftsmodell und Klientenstrukturen 

Angaben zu bestehenden und geplanten Verhältnissen trennen. Einzelheiten auf Beiblättern angeben; bei keinen 

Fällen «keine» bzw. «0». 

3.1 Eigene Beteiligungen sowie Gruppen- und Hilfsgesellschaften 

Hält die Gesuchstellerin Anteile an anderen Unternehmen? 

 ja  nein 
falls ja:  Name, Adresse der Unternehmen und Prozente der Beteiligungen  

  (Kapital und Stimmrechte) (nötigenfalls auf einem Beiblatt)  
 

Name Unternehmen Adresse 
Beteiligung 

% 

                  

                  

                  

                  

 

Im Inland  
Handelsregisterauszug der Unternehmen, an denen Beteiligungen gehalten werden 

beilegen 

Im Ausland  Gründungsdokument, Statuten oder entsprechende Dokumente beilegen 

Sind die Unternehmen, an denen die Gesuchstellerin Beteiligungen hält, Mitglieder von  

TREUHAND|SUISSE oder der anderen unterstehenden Verbände? 

 nein   ja, in welcher Sektion:       
 

EXPERTsuisse ?  ja SwissAccounting ?  ja SVIT ?  ja 

Sind die Unternehmen, an denen die Gesuchstellerin Beteiligungen hält, Finanzintermediäre im Sinne 

des GwG? 

 ja  nein 

Sind die Unternehmen, an denen die Gesuchstellerin Beteiligungen hält, ebenfalls Berater im Sinne des 

GwG? 

 ja  nein 

Sind die Unternehmen, die Finanzintermediäre oder Berater sind und an denen Beteiligungen gehalten 

werden, bereits einer SRO angeschlossen? 

 nein  ja, bei welcher SRO:        

Die Gesuchstellerin verpflichtet sich zu prüfen, ob sich Finanzintermediäre oder Berater, an denen sie 

Beteiligungen hält, der SRO-TREUHAND|SUISSE anschliessen müssen, sofern sie es noch nicht sind. 

Diesfalls ist für jedes Unternehmen eine separate Anmeldung erforderlich.  



 

9 

 

Gruppen- und Hilfsgesellschaften: Wirken solche Gesellschaften am Geschäftsmodell mit?   

☐ Ja   ☐ Nein 

Falls ja: je Gesellschaft Name, Sitzstaat, Verbindung zur Gesuchstellerin, Aufgaben und Aufsicht/GwG-

Unterstellung angeben; Organigramm beilegen. Auch Mutter-, Schwester- und Hilfsgesellschaften ohne 

Beteiligung erfassen. Bereits oben gemachte Angaben nicht wiederholen; ein Beilagenverweis genügt.  

Beilage: ____________. 

3.2 Dienstleister und Auslagerungen 

Werden wesentliche Aufgaben oder GwG-Sorgfaltspflichten extern übernommen?   

☐ Ja   ☐ Nein 

Falls ja: je Anbieter Name, Sitz-/Leistungsstaat, Aufgaben, Daten-/Vermögenszugriff, Vertragsgrundlage, interne 

Verantwortung und Kontrollen angeben. Bei delegierten Sorgfaltspflichten die Voraussetzungen nach Anhang 3 

Ziff. 1.3 i.V.m. Ziff. 6.2 SRO-Reglement erläutern.  

Beilage: ____________. 

3.3 Komplexe Strukturen 

Werden solche betreut oder ist dies geplant?   

☐ Ja   ☐ Nein 

Es gilt die Definition im Aufsichtskonzept der SRO-TREUHAND|SUISSE mindestens drei Zwischenebenen oder 

wesentlich erschwerte Eigentums-/Kontrollklärung durch Verschachtelungen, Treuhand-, Trust- oder 

Nomineeverhältnisse.  

Anzahl betroffener GwG-Geschäftsbeziehungen: bestehend ______; geplant ______.  

Struktur, Domizile, wirtschaftlicher Zweck, Berechtigte, Einstufungsgrund und Abklärungsmassnahmen je 

Dossier auf Beiblatt darlegen. 

3.4 Klientenseitige Sitzgesellschaften: Anzahl und Domizile (Begriff gemäss Ziff. 2.4 

SRO-Reglement). 

Je Sitzstaat: Staat ______; bestehende Anzahl ______; geplante Anzahl ______.  

Weitere Staaten auf Beiblatt.  

Anzahl gemäss Selbstdeklaration zuhanden der Direktion der SRO-TREUHAND|SUISSE, hier per 

Gesuchsdatum: jede betreute Einheit einmal; eigene Gruppen-/Hilfsgesellschaften und Dienstleister nicht 

mitzählen.  

Einheiten ohne eigenen statutarischen Sitz separat nach Anzahl, Art, Rechtsordnung und Sitzstaat der 

Trustees/verwaltenden Personen ausweisen.  

Gesamttotal bestehend ______; geplant ______.  

Verwendungsgründe, Risiken und offene Abklärungen: ____________________. 
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4. Beteiligungsverhältnisse und Organisation 

4.1 Beteiligungen an der Gesuchstellerin 

Anzugeben sind natürliche und juristische Personen, die direkt oder indirekt mindestens 10% des Kapitals oder 

der Stimmen halten oder die Geschäftstätigkeit auf andere Weise massgebend beeinflussen (qualifiziert Beteiligte; 

Ziff. 2.4 SRO-Reglement). Bei indirekten Beteiligungen sind die Beteiligungskette und die letztlich beherrschenden 

natürlichen Personen offenzulegen; nötigenfalls auf einem Beiblatt. 

Name / Firma 
Vorname / 

Rechtsform 
Wohnsitz / Sitz 

Nationalität / 

Sitzstaat 

Beteiligung 

% 

                              

                              

                              

                              

Bei Personengesellschaften sind alle Gesellschafter aufzuführen.  

Name Vorname Wohnsitz Nationalität 
Beteiligung 

% 

                              

                              

                              

                              

Die Gesuchstellerin wird darauf hingewiesen, dass die von ihr zu erteilenden Angaben streng vertraulich 

behandelt werden und nur dazu dienen, die Pflichten der SRO gemäss Geldwäschereigesetz zu erfüllen. 

4.2 Organisation 

Verwaltungsrat / Vorstand / 

Oberleitung: 
      

Geschäftsführer / CEO / 

Geschäftsleitung: 
      

Anzahl Mitarbeitende:       
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5. Erklärung 

Ich bestätige, dass die Angaben vollständig und wahrheitsgemäss sind, Änderungen unverzüglich 

mitgeteilt werden und die anwendbaren gesetzlichen Vorschriften zur Bekämpfung der Geldwäscherei 

und Terrorismusfinanzierung eingehalten werden. 

Mit dem Anschlussgesuch sind die Unterlagen gemäss Anhang 2 einzureichen. 

☐ Die erforderlichen Unterlagen gemäss Anhang 24 einschliesslich der separat beizulegenden 

persönlichen Erklärungen5 sind beigefügt. Eine Erklärung zur Unterstellung der gesamten 

Tätigkeiten unter die Regeln für Finanzintermediäre ist freiwillig und nur bei Ausübung dieses 

Wahlrechts beizulegen (Ziff. 10). 

6. Pflichten der Gesuchstellerin 

Die Gesuchstellerin bestätigt, dass sie bei Einreichung des Anschlussgesuchs über eine 

Organisationsform verfügt, die Gewähr für eine einwandfreie Geschäftstätigkeit bietet und die korrekte 

Führung und Abwicklung der dem GwG unterstellten Tätigkeiten gewährleisten kann. Sie verpflichtet 

sich, sicher zu stellen, dass diese Voraussetzungen auch während der Dauer der Unterstellung unter die 

SRO gewährleistet sind. 

Das beinhaltet auch, dass sie sicherstellt, dass ihre Organe sowie die GwG-Kontaktperson und deren 

Stellvertreter sowie die qualifiziert beteiligten Personen (Gewährspersonen) jederzeit Gewähr für eine 

einwandfreie Geschäftstätigkeit bieten. 

Sie bestätigt ferner, dass sämtliche Änderungen der Anschlussvoraussetzungen, wie z.B. in der 

Zusammensetzung der Organe, bezüglich der GwG-Kontaktperson und dessen Stellvertreter/In 

(Mutationsmeldungen) sowie der qualifiziert Beteiligten umgehend der SRO gemeldet werden. 

Die Gesuchstellerin reicht die unterzeichneten und datierten Unterlagen gemäss Anhang 2 ein. Die SRO 

prüft das Gesuch und kann Ergänzungen verlangen. Die Gesuchseinreichung begründet noch keinen 

SRO-Anschluss (Ziff. 12). 

Sie akzeptiert, dass sie im Hinblick auf die Aufnahme und dauerhaft nach erfolgter Aufnahme: 

a) die einschlägigen Vorschriften des GwG, insbesondere die Sorgfalts- und Meldepflichten, der GwV-

FINMA, der GwV, des StGB und der Statuten und Reglemente der SRO-TREUHAND|SUISSE und 

die Regelwerke, insbes. Standesregeln, ihres Verbandes in ihrer jeweils aktuellen Fassung 

einhalten muss; 

b) die Meldepflicht gegenüber der Meldestelle für Geldwäscherei (MROS) nach Art. 9 Abs. 1ter–1sexies 

und 2 GwG sowie Anhang 3 Ziff. 4 SRO-Reglement unverzüglich erfüllt; für Anwältinnen und 

Anwälte sowie Notarinnen und Notare gelten die besonderen Voraussetzungen von Art. 9 Abs. 2 

GwG; 

c) die Meldepflichten gegenüber dem SECO nach der jeweils anwendbaren schweizerischen 

Sanktionsverordnung gestützt auf das Embargogesetz erfüllt; 

d) verantwortlich ist, dass die GwG-Kontaktperson(en), die Stellvertreter und weitere Personen, die für 

die Einhaltung der Geldwäschereivorschriften zuständig sind, regelmässig, i.d.R. jährlich, an den 

Ausbildungs- und Weiterbildungsveranstaltungen der SRO-TREUHAND|SUISSE teilnimmt / 

teilnehmen; 

 
4 Siehe Anhang 2 
5 Die persönliche Erklärung ist separat beizulegen; siehe Anhang 2. 
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e) die für sie geltenden Anforderungen an die Wahl der Prüfgesellschaft bzw. Prüfperson gemäss Ziff. 

7 erfüllt; 

f) der SRO-Direktion jährlich eine Selbstdeklaration einreicht gemäss Regularien SRO; 

g) sicherstellt, dass die zuständige Prüfgesellschaft bzw. Prüfperson den Prüfbericht der SRO-

Direktion nach den SRO-Regelwerken einreicht; 

h) selber dafür verantwortlich ist, regelmässig die Webseite der SRO-TREUHAND|SUISSE und der 

FINMA bzw. des SECO zu konsultieren und allfällige Mitteilungen und Hinweise bspw. betreffend 

internationale Sanktionen gemäss publizierten Sanktionslisten zur Kenntnis zu nehmen (www.sro-

treuhandsuisse.ch). 

i) bei einer bewilligungspflichtigen Tätigkeit als Vermögensverwalterin eine FINMA-Bewilligung und 

den Anschluss an eine Aufsichtsorganisation einholt (Art. 2 Abs. 1 lit. a, Art. 5 Abs. 1, Art. 7 Abs. 2 

und Art. 17 Abs. 1 FINIG); 

j) selber dafür verantwortlich ist, dass sie, falls sie berufsmässig über fremde Vermögenswerte 

verfügen kann, selber um einen Anschluss an eine SRO als Finanzintermediärin gemäss Art. 2 

Abs. 3 GwG nachsucht. Das gilt auch, wenn sie sich entschliesst, Finanzintermediärin und 

Beraterin zu sein; 

k) sich dafür einsetzt, dass ihre als Händler tätigen Klienten bei Bargeldannahmen die jeweils 

anwendbaren Pflichten nach Art. 8a GwG und Art. 13–22 GwV einhalten. 

Die Gesuchstellerin nimmt zur Kenntnis und akzeptiert, dass im Streitfall im Zusammenhang mit 

Aufnahme, Ausschluss und/oder Einhaltung der Pflichten des Finanzintermediärs und/oder des Beraters 

das in den Art. 31ff. der Statuten der SRO-TREUHAND|SUISSE festgehaltene Sanktions- und 

Schiedsverfahren Anwendung findet. 

7. Wahl einer akkreditierten Prüfgesellschaft bzw. Prüfperson 

Die Gesuchstellerin wählt eine von der SRO-TREUHAND|SUISSE akkreditierte Prüfgesellschaft bzw. 

Prüfperson (Liste: www.sro-treuhandsuisse.ch). Für Anwältinnen und Anwälte sowie Notarinnen und 

Notare gelten die besonderen Prüfungsanforderungen nach Art. 22 Abs. 5 SRO-Statuten und Anhang 3 

Ziff. 2 SRO-Reglement. 

8. Datenschutz 

Die erhobenen Daten werden ausschliesslich zur Bearbeitung der Anmeldung, zur Erfüllung gesetzlicher 

Pflichten sowie für administrative Zwecke verarbeitet. 

9. Fristen und Tätigkeit bis zum Anschluss 

Wer am 1. Oktober 2026 bereits als Beraterin oder Berater nach Art. 2 Abs. 3bis oder 3ter GwG tätig ist, 

muss das Anschlussgesuch bis zum 1. Dezember 2026 einreichen. Bis zum Entscheid über das 

Anschlussgesuch dürfen im GwG-pflichtigen Bereich ausschliesslich bereits bestehende Klienten 

beraten werden; dies umfasst auch neue Geschäfte und Dienstleistungen für diese Klienten. Aufträge 

neuer Klienten dürfen nur für vom Geltungsbereich des GwG ausgenommene Geschäfte oder 

Dienstleistungen angenommen werden. Bereits unterstellte Finanzintermediäre melden die 

Beratungstätigkeit bis zum 1. Dezember 2026 ihrer zuständigen Aufsicht. Für spätere Tätigkeitswechsel 

sowie SRO-Wechsel gelten Art. 12g–12i GwV. Die Einzelheiten, einschliesslich der zulässigen Tätigkeit 

bis zum Anschluss, stehen in Anhang 1. Die Pflichten nach Art. 8b, 8d, 9, 9b, 10a und 11a GwG gelten 

ab 1. Oktober 2026 bzw. ab Aufnahme der unterstellungspflichtigen Tätigkeit und bleiben nach dem 

Anschluss bestehen. 

http://www.sro-treuhandsuisse.ch/
http://www.sro-treuhandsuisse.ch/
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10. Klientenübersicht zur Beratungstätigkeit 

Bitte ausschliesslich Klienten mit GwG-relevanter Beratungstätigkeit erfassen. Klienten, die zusätzlich FI-

Leistungen beziehen, sind mitzuzählen; reine FI-Klienten nicht. Es ist nur die Anzahl anzugeben, keine Namen 

oder Einzelmandate. 

Stichtag der Bestandsangaben: ____________   Planung per: ____________ 

Beratungstätigkeit Bestehend Geplant 

Anzahl Klienten ________ ________ 

Jeden Klienten je Spalte einmal zählen. «Geplant» bezeichnet den erwarteten Gesamtbestand zum angegebenen 

Datum, einschliesslich weiterbestehender Klienten. Bei keinen Klienten «0» eintragen. Die Beurteilung der 

Berufsmässigkeit nach Ziff. 2.5 sowie die Zählvorgaben der Selbstdeklaration und des Gebührentarifs bleiben 

unverändert. 

Wer berufsmässig sowohl als Finanzintermediär als auch als Beraterin oder Berater tätig ist, kann 

freiwillig die gesamten Tätigkeiten den Regeln für Finanzintermediäre unterstellen (Art. 2b Abs. 2 GwG; 

Art. 2a GwV)6. 

Wird dieses Wahlrecht ausgeübt?   

☐ Ja   ☐ Nein   ☐ Nicht zutreffend. Falls ja: Erklärung mit Tätigkeitsbeschreibung und 

organisatorischen Anpassungen beilegen. Wirksamkeit und Widerruf richten sich nach Art. 2a Abs. 3 

und 4 GwV (Anhang 1). 

11. Kosten 

Es wird eine einmalige Anschlussgebühr von CHF 1’000.00 erhoben. Nach Aufnahme wird eine jährliche 

Grundgebühr gemäss SRO-Gebührentarif erhoben, der sich grundsätzlich nach der Anzahl der GwG-

relevanten Mandate bemisst. Sie wird nach der ersten Prüfung rückwirkend festgelegt und jährlich 

überprüft und gegebenenfalls angepasst. Die Kosten der Prüfgesellschaft bzw. Prüfperson für die 

gesetzlich vorgeschriebene GwG-Prüfung fallen zusätzlich an und sind von der Gesuchstellerin bzw. dem 

Finanzintermediär oder Berater selber zu tragen. 

Die Gesuchstellerin bzw. der Finanzintermediär oder Berater verpflichtet sich, sämtliche Gebühren, 

Administrationskosten und allfällige Sanktionen gemäss den Reglementen der SRO, namentlich 

Gebührentarif und Sanktionsordnung, zu bezahlen. Das betrifft insbesondere den verursachten Aufwand 

im Zusammenhang mit verspäteten Meldungen, insbesondere Mutationsmeldungen oder für die 

unentschuldigte verspätete Einreichung der Selbstdeklaration und/oder des Prüfberichts, aber auch 

Sanktionen (insbesondere Konventionalstrafen) wegen Verletzung der jeweils anwendbaren Pflichten 

nach dem GwG und den SRO-Regelwerken. 

12. Aufnahme 

Die formelle Aufnahme erfolgt erst durch die schriftliche Bestätigung nach erfolgtem Beschluss der 

[zuständigen Entscheidinstanz]. Die [zuständige Entscheidinstanz] behält sich ausdrücklich vor, im 

Einzelfall weitere Informationen und Dokumente einzufordern.  

Die gesetzlichen Pflichten sind unabhängig vom Aufnahmeentscheid ab dem in Ziff. 9 genannten 

Zeitpunkt einzuhalten. 

 
6 Art. 2a GwV ist in Anhang 1 aufgeführt. 
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13. Rechtsgültige Unterschrift 

Ort / Datum:       

Firma :       

Name / Funktion: 

VR / Vorstand / Oberleitung: 

Unterschrift: 

Name / Funktion: 

GwG-Kontaktperson: 

GwG-Kontaktperson / Stellvertretung: 

Unterschrift 

Anhang 1: 

Gesetzes- und Verordnungsbestimmungen sowie Erläuterungen 

Anhang 2: 

Unterlagen, die mit dem Anschlussgesuch einzureichen sind; weitere Unterlagen bleiben vorbehalten. 
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Anhang 1: 

Gesetzes- und Verordnungsbestimmungen, die ab 1. Oktober 2026 in Kraft sind, sowie ergänzende 

Erläuterungen. 

Verwendete Abkürzungen und Rechtsgrundlagen 

GwG 

Bundesgesetz über die Bekämpfung der Geldwäscherei und der Terrorismusfinanzierung,  

vom 10. Oktober 1997 (Geldwäschereigesetz, GwG, SR 955.0, Stand am 1. Oktober 2026) 

 

FINMAG 

Bundesgesetz über die Eidgenössische Finanzmarktaufsicht vom 22. Juni 2007 

(Finanzmarktaufsichtsgesetz, FINMAG, SR 956.1, Stand am 1. April 2025) 

 

GwV-

FINMA 

Verordnung der Eidgenössischen Finanzmarktaufsicht über die Verhinderung von Geldwäscherei 

und  

Terrorismusfinanzierung vom 3. Juni 2015 (Geldwäschereiverordnung-FINMA, GwV-FINMA, SR 

955.033.0, Stand am 1. Januar 2023) 

 

GwV 
Verordnung vom 11. November 2015 über die Bekämpfung der Geldwäscherei und 

Terrorismusfinanzierung (Geldwäschereiverordnung, GwV, SR 955.01, Stand 1. Oktober 2026) 

Art. 2 Abs. 4ter GwG – Ausnahmen 

In Anbetracht des tiefen Risikos von Geldwäscherei und Terrorismusfinanzierung sind vom Geltungsbereich 

dieses Gesetzes ausgenommen: 

a. Transaktionen im Zusammenhang mit Grundstücken und Rechtseinheiten infolge Familien-, Ehe- und 

Ehegüterrecht, Erbrecht oder Schenkung oder bei denen sich untereinander verbundene Personen gemäss 

Artikel 2 Absatz 2 Buchstabe a FINIG gegenüberstehen; 

b. Übertragungen von Grundstücken und Rechtseinheiten mit einem Wert unter fünf Millionen Franken, 

soweit der Kaufpreis ausschliesslich über dem Gesetz unterstellte Banken oder andere Finanzintermediäre 

geleistet und empfangen wird; 

c. Kauf von selbst bewohnten Wohnliegenschaften in der Schweiz oder Kauf von Wohnliegenschaften, die in 

der Schweiz als Ersatzliegenschaft im Sinne von Artikel 12 Absatz 3 Buchstabe e des 

Steuerharmonisierungsgesetzes vom 14. Dezember 1990 dienen; 

d. Übertragung von landwirtschaftlichen Gewerben oder Grundstücken gemäss dem Bundesgesetz vom 4. 

Oktober 1991 über das bäuerliche Bodenrecht an Personen, die diese selbst bewirtschaften wollen; 

e. Übertragung von Grundstücken zwecks Güterzusammenlegung und ähnlichen Vorgängen; 

f. Organtätigkeiten für operative Rechtseinheiten sowie für gemeinnützige Stiftungen und für operativ tätige 

Vereine mit Sitz in der Schweiz; 

g. Errichtung von Stiftungen von Todes wegen; 

h. reine Beurkundung ohne akzessorische Beratungstätigkeit. 

Art. 2a Abs. 6 GwG – Nicht operative Rechtseinheiten 

Nicht operative Rechtseinheiten sind juristische Personen, Gesellschaften, Anstalten, Stiftungen, Trusts, 

Treuhandunternehmen und ähnliche Verbindungen, die nicht zum Zweck des Betriebs oder der Unterstützung 

der operativen Tätigkeiten eines Unternehmens oder eines Konzerns gegründet oder unterhalten werden, 

insbesondere Sitzgesellschaften. 
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Art. 6 Abs. 2 und 3 GwV – Sitzgesellschaften 

2 Als Sitzgesellschaften im Sinne dieser Verordnung gelten juristische Personen, Gesellschaften, Anstalten, 

Stiftungen, Trusts, Treuhandunternehmungen und ähnliche Verbindungen, die kein Handels-, Fabrikations- 

oder anderes nach kaufmännischer Art geführtes Gewerbe betreiben. 

3 Nicht als Sitzgesellschaften gelten Gesellschaften, die: 

a. die Wahrung der Interessen ihrer Mitglieder oder ihrer Begünstigten in gemeinsamer Selbsthilfe 

bezwecken oder politische, religiöse, wissenschaftliche, künstlerische, gemeinnützige, gesellige oder 

ähnliche Zwecke verfolgen; 

b. eine oder mehrere operativ tätige Gesellschaften mehrheitlich halten und deren Zweck nicht hauptsächlich 

in der Verwaltung von Vermögen Dritter besteht (Holdinggesellschaften). 

Art. 12f GwV – Berufsmässige Beratung 

1 Die Beratung gilt als berufsmässig, wenn sie eine selbstständige, auf dauernden Erwerb gerichtete 

wirtschaftliche Tätigkeit darstellt. Sie gilt in jedem Fall als berufsmässig, wenn die Beraterinnen und Berater: 

a. damit pro Kalenderjahr einen Bruttoerlös von mehr als 50 000 Franken erzielen; 

b. pro Kalenderjahr mehr als 20 Kundinnen oder Kunden beraten oder pro Kalenderjahr bei mehr als 20 

Rechtsvorgängen mitwirken; 

c. bei Anwendung der nach den Umständen gebotenen Sorgfalt annehmen müssen, dass ihre Beratung 

Vermögenswerte Dritter betrifft, die zu einem beliebigen Zeitpunkt 5 Millionen Franken überschreiten; oder 

d. bei Anwendung der nach den Umständen gebotenen Sorgfalt annehmen müssen, dass ihre Beratung 

finanzielle Transaktionen betrifft, deren Gesamtvolumen 2 Millionen Franken pro Kalenderjahr überschreitet. 

2 Nicht massgeblich ist, ob die Beratung als Haupt- oder Nebentätigkeit betrieben wird. 

3 Die Tätigkeit für nahestehende Personen wird für die Beurteilung der Berufsmässigkeit nur berücksichtigt, 

wenn damit im Kalenderjahr ein Bruttoerlös von mehr als 50 000 Franken erzielt wird. 

4 Als nahestehende Personen gelten: 

a. Verwandte und Verschwägerte in gerader Linie; 

b. Verwandte bis zum dritten Grad der Seitenlinie; 

c. Ehegatten und eingetragene Partnerinnen und Partner; 

d. Miterbinnen und -erben bis zum Abschluss der Erbteilung; 

e. Nacherbinnen und -erben und Nachvermächtnisnehmerinnen und -nehmer nach Artikel 488 des 

Zivilgesetzbuches; 

f. Personen, die mit einer Beraterin oder einem Berater in einer auf Dauer angelegten Lebensgemeinschaft 

leben. 

Art. 12g–12i GwV und Übergangsbestimmung – Zusammenfassung 

Art. 12g GwV: Bei einem Wechsel zur berufsmässigen Beratung sind die Pflichten nach Art. 8b, 8d, 9, 9b, 10a 

und 11a GwG unverzüglich einzuhalten. Das Anschlussgesuch bzw. die Mitteilung an die zuständige Aufsicht 

hat innerhalb von zwei Monaten zu erfolgen. Bis zum SRO-Anschluss dürfen bestehende Klienten weiter 

beraten und von ihnen Aufträge für neue Geschäfte und Dienstleistungen angenommen werden. Aufträge 

neuer Klienten dürfen bis zum Anschluss nur für vom Geltungsbereich des GwG ausgenommene Geschäfte 

oder Dienstleistungen angenommen werden. Bei versäumtem Gesuch bzw. versäumter Mitteilung oder 

verweigertem Anschluss ist die weitere Beratung nach Art. 2 Abs. 3bis oder 3ter GwG untersagt. 
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Art. 12h GwV: Nach einem SRO-Austritt oder rechtskräftigen Ausschluss ist bei fortgesetzter berufsmässiger 

Beratung innerhalb von zwei Monaten ein Anschlussgesuch bei einer anderen SRO einzureichen. Bis zum 

Entscheid darf die Tätigkeit nur im Rahmen bestehender Geschäftsbeziehungen weitergeführt werden. Bei 

versäumtem Gesuch oder verweigertem Anschluss ist die weitere Tätigkeit untersagt. 

Art. 12i GwV: Wird die Beratung aufgegeben und die berufsmässige Finanzintermediation weitergeführt, ist 

dies der zuständigen Aufsicht innerhalb von zwei Monaten mitzuteilen (Abs. 1). Wird umgekehrt die 

Finanzintermediation aufgegeben und die berufsmässige Beratung weitergeführt, ist innerhalb von zwei 

Monaten ein SRO-Anschlussgesuch einzureichen, ausser es besteht bereits ein SRO-Anschluss und dessen 

Voraussetzungen sind weiterhin erfüllt. Art. 12h Abs. 2 und 3 GwV gilt sinngemäss (Abs. 2). 

Übergangsbestimmung zur Änderung vom 26. September 2025: Wer am 1. Oktober 2026 bereits als Beraterin 

oder Berater nach Art. 2 Abs. 3bis oder 3ter GwG tätig ist, muss bis zum 1. Dezember 2026 ein SRO-

Anschlussgesuch einreichen. Bis zum Entscheid dürfen bestehende Klienten auch für neue Geschäfte und 

Dienstleistungen beraten werden. Aufträge neuer Klienten dürfen nur für vom Geltungsbereich des GwG 

ausgenommene Geschäfte oder Dienstleistungen angenommen werden (Abs. 1). Bereits als 

Finanzintermediäre unterstellte Personen müssen eine solche Beratungstätigkeit bis zum 1. Dezember 2026 

der zuständigen Aufsicht mitteilen; sie dürfen bestehende Klienten weiter beraten und Aufträge für neue 

Geschäfte und Dienstleistungen annehmen (Abs. 2). 

Weitere Grundlagen für Ziff. 2 

Art. 2 Abs. 3bis, 3ter, 4 und 4bis sowie Art. 2b GwG; Art. 2, 2a, 12d und 12e GwV. Bei Überschneidungen von 

Finanzintermediation und Beratung gilt für dieselbe Tätigkeit der Vorrang der Bestimmungen für 

Finanzintermediäre nach Art. 2b Abs. 1 GwG. Für unterschiedliche Tätigkeiten gelten grundsätzlich die jeweils 

einschlägigen Bestimmungen; die Erklärung zur Unterstellung aller Tätigkeiten unter die Regeln für 

Finanzintermediäre nach Art. 2b Abs. 2 GwG und Art. 2a GwV bleibt vorbehalten. 

Art. 2a GwV – Erklärung über die Unterstellung der gesamten Tätigkeiten unter die 

Bestimmungen, die auf die Finanzintermediäre anwendbar sind 

1 Die Erklärung nach Artikel 2b Absatz 2 GwG muss gegenüber der für die Aufsicht zuständigen Behörde oder 

Organisation erfolgen. 

2 Sie muss die von der für die Aufsicht zuständigen Behörde oder Organisation geforderten Informationen 

enthalten, insbesondere: 

a. die Beschreibung der betroffenen Tätigkeit; 

b. die mit der betroffenen Tätigkeit verbundenen allfälligen Änderungen der internen Organisation, 

einschliesslich der internen Weisungen. 

3 Sie gilt ab dem 1. Januar des Kalenderjahres, das auf ihre Einreichung bei der für die Aufsicht zuständigen 

Behörde oder Organisation folgt. Auf Antrag der Beraterin oder des Beraters kann die für die Aufsicht 

zuständige Behörde oder Organisation einen früheren Zeitpunkt genehmigen. 

4 Die Erklärung kann widerrufen werden. Der Widerruf gilt ab dem 1. Januar des Kalenderjahres, das auf 

dessen Einreichung folgt. 

5 Für die Finanzintermediäre nach Artikel 2 Absatz 2 Buchstaben a–dquater GwG, die eine solche Erklärung 

nicht abgegeben haben, findet die Geldwäschereiverordnung-FINMA vom 3. Juni 2015 sinngemäss 

Anwendung. 

Amtliche Fassungen: GwG (SR 955.0) und GwV (SR 955.01), jeweils Stand am 1. Oktober 2026. Abrufbar auf 

www.fedlex.admin.ch unter der jeweiligen SR-Nummer und dem genannten Versionsdatum. 
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Ergänzende Hinweise zu Ziff. 2.1 und 2.4 

Die ergänzenden Abgrenzungshinweise berücksichtigen das Q&A «FAQ – Beratungstätigkeit», Entwurfsstand 

vom 25. September 2026. 

Immobiliengesellschaften 

Bei Anteilen an Immobiliengesellschaften setzt die Erfassung als wirtschaftlicher Grundstückskauf oder -

verkauf nach Art. 12e Abs. 2 lit. a GwV die Übertragung einer Mehrheitsbeteiligung voraus. Andere 

Unterstellungstatbestände, insbesondere Art. 2 Abs. 3bis lit. e GwG, bleiben vorbehalten. 

Holdinggesellschaften 

Eine Holding- oder Subholdinggesellschaft gilt nicht als Sitzgesellschaft, wenn sie direkt oder indirekt 

Mehrheitsbeteiligungen an operativen Gesellschaften zur Zusammenfassung unter einheitlicher Leitung hält, 

ihr Zweck nicht hauptsächlich in der Verwaltung von Vermögen Dritter besteht und sie ihre Leitungs- und 

Kontrollmöglichkeiten tatsächlich ausübt (Ziff. 2.4 SRO-Reglement). 

Eigene Rechnung und Tätigkeit für Dritte 

Eine eigene Projektbeteiligung schliesst eine zusätzliche Tätigkeit für Dritte nicht aus. Ein reines Eigengeschäft 

liegt nach dem Q&A vor, wenn weitere Investoren nur zu bereits festgelegten, nicht verhandelbaren 

Bedingungen eintreten können. Werden die Bedingungen verhandelt oder handelt die Gesuchstellerin von 

vornherein für ein Konsortium oder andere Dritte, ist eine Beraterunterstellung nach den übrigen 

Voraussetzungen zu prüfen. 

Zu Ziff. 2.1 – Co-Working 

Bei Co-Working sind die tatsächliche Nutzung und die Zusatzleistungen massgebend; ein nach Verfügbarkeit 

zugewiesener Arbeitsplatz mit c/o-Adresse spricht für eine Domizilierung. 

Zurück zu Ziff. 2.1. 

Zu Ziff. 2.2 – Eigenheimerwerb und Ersatzbeschaffung 

Der Kauf eines selbstbewohnten Eigenheims und die Ersatzbeschaffung sind zwei Alternativen; beim 

erstmaligen Eigenheimerwerb ist kein vorgängiger Verkauf vorausgesetzt. 

Zurück zu Ziff. 2.2. 
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Anhang 2: 

Notwendige Unterlagen gemäss Ziff. 5 dieses Gesuchs: 

☐ Bestätigung der Mitgliedschaft bei Treuhand|Suisse, EXPERTsuisse, SwissAccounting oder SVIT 

☐ HR Auszug der Gesuchstellerin (nicht älter als 6 Monate) 

Vom VR und der GwG-Kontaktperson und seiner Stellvertretung (nur 1x, falls der VR auch GwG-

Kontaktperson ist): 

☐ CV 

☐ Strafregisterauszug, nicht älter als 3 Monate 

☐ Unterzeichnete Pass/ID-Kopie, wobei Pass/ID noch gültig sein müssen 

☐ Separat beizulegende, unterzeichnete persönliche Erklärung über abgeschlossene Verfahren der 

letzten zehn Jahre sowie laufende oder nach Kenntnis der erklärenden Person drohende Straf- 

oder Verwaltungsverfahren im Zusammenhang mit ihrer Berufstätigkeit. Allfällige Verfahren sind 

zu erläutern; bestehen keine, ist dies ausdrücklich zu bestätigen. 
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